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Fall 10
Lösung 
Frage 1
A. Anspruch Q gegen C aus § 433 Abs. 2 BGB auf Kaufpreiszahlung in Höhe von 75.000 €
Q könnte gegen C einen Anspruch gemäß § 433 Abs. 2 BGB auf Kaufpreiszahlung in Höhe von 75.000 € haben. 

I. Anspruch entstanden: Kaufvertragsschluss
Dazu müsste zwischen Q und C ein Kaufvertrag geschlossen worden sein. Ein Kaufvertrag kommt durch zwei übereinstimmende Willenserklärungen, Angebot und Annahme, zustande (§§ 145 ff. BGB). 
Ein Angebot, d.h. eine empfangsbedürftige Willenserklärung, die alle wesentlichen Vertragsbestandteile enthält, könnte die Zeitungsanzeige vom 13.06. darstellen. Da Q aber über das Auto nur einmal als Berechtigter verfügen kann, möchte er sich nicht gegenüber einem unbestimmten Personenkreis vertraglich zur Übereignung verpflichten. Daher handelte Q ohne Rechtsbindungswillen, so dass die Zeitungsanzeige gemäß §§ 133, 157 BGB lediglich als invitatio ad offerendum, also als Aufforderung zur Abgabe eines Angebotes, einzustufen ist.
Angebot und Annahme sind vielmehr im Rahmen des Telefonats von Q und C erklärt und jeweils durch Abgabe und Zugang wirksam geworden, § 130 Abs. 1 S. 1 BGB. Ein Kaufvertrag über das Auto zu einem Kaufpreis von 75.000 € ist zwischen Q und C zustande gekommen. Der Anspruch auf Kaufpreiszahlung ist entstanden. 

II. Anspruch untergegangen

Der Anspruch könnte gemäß § 326 Abs. 1 S. 1 Hs. 1 i.V.m. § 275 Abs. 1 BGB erloschen sein.

1. Erlöschen der Gegenleistung wegen Unmöglichkeit der Leistung 

Dazu müsste die Leistung, hier die Übergabe und Übereignung des Aston Martin DB 5 von Q an C gemäß § 275 Abs. 1 BGB für Q oder für jedermann unmöglich sein. Unmöglichkeit ist die dauerhafte Nichterbringbarkeit des Leistungserfolges durch den Schuldner. Da sich die Verpflichtung des Q aus § 433 Abs. 1 S. 1 BGB auf einen konkreten Pkw, nämlich den Aston Martin, den Q von A erhalten hatte, bezog, war eine nach individuellen Merkmalen bestimmte Sache – somit eine Stückschuld - vereinbart. Bei einer Stückschuld tritt Unmöglichkeit nach ganz herrschender Meinung ein, wenn die geschuldete Sache untergeht. Das Auto konnte hier nur noch völlig zerstört geborgen werden, so dass die Leistungserbringung unmöglich geworden ist. 
Selbst falls man mit einer Mindermeinung im Schrifttum davon ausginge, dass der Verkäufer bei Untergang einer Stückschuld zur Nachlieferung verpflichtet ist, wenn das Leistungsinteresse des Käufers durch die Nachlieferung befriedigt werden kann
, wäre vorliegend Unmöglichkeit zu bejahen. Da es sich bei dem Aston Martin DB 5 um den letzten seiner Art handelt, ist die Beschaffung eines vergleichbaren Ersatz-Pkw nicht realisierbar.
Damit ist die Leistung sowohl für Q als auch für jedermann unmöglich und der Anspruch des C gegen Q auf Übergabe und Übereignung des Autos gemäß § 275 Abs. 1 BGB untergegangen. 

Nach § 326 Abs. 1 S. 1 Hs. 1 i.V.m. § 275 Abs. 1 BGB wäre damit auch der Anspruch auf die Gegenleistung in Form der Kaufpreiszahlung erloschen. 

2. Aufrechterhaltung des Anspruchs auf die Gegenleistung gemäß § 326 Abs. 2 S. 1 BGB
Etwas anderes würde jedoch gelten, wenn C (Gläubiger) gemäß § 326 Abs. 2 S. 1 Alt. 1 BGB für die Zerstörung des Autos allein oder weit überwiegend verantwortlich wäre. C hat aber mit der Zerstörung des Autos nichts zu tun gehabt, so dass ihn keine Verantwortlichkeit i.S.d. § 326 Abs. 2 S. 1 Alt. 1 BGB trifft.
Der Anspruch auf die Kaufpreiszahlung könnte aber nach § 326 Abs. 2 S. 1 Alt. 2 BGB bestehen bleiben. Das setzt voraus, dass C als Gläubiger sich im Zeitpunkt des Unmöglichwerdens im Verzug der Annahme (§§ 293 ff. BGB) befand und der Schuldner (Q) den zum Unmöglichwerden seiner Leistung führenden Umstand nicht zu vertreten hat.

a) Annahmeverzug des Gläubigers (C)

Für einen Annahmeverzug ist zunächst erforderlich, dass die Leistung erfüllbar (§ 271 Abs. 2 BGB) ist, d.h. Q müsste zur Leistung berechtigt gewesen sein. Da Übergabe und Übereignung für den 19.06. vorgesehen waren, war Q spätestens zu diesem Zeitpunkt leistungsberechtigt, so dass die Leistung erfüllbar war.

Weitere Voraussetzung ist nach § 293 BGB, dass der Gläubiger die ihm angebotene Leistung nicht annimmt. Erforderlich wäre demnach, dass Q dem C das Auto entweder tatsächlich gemäß § 294 BGB, oder wörtlich gemäß § 295 BGB angeboten hat. Grundsätzlich ist ein tatsächliches Angebot nach § 294 BGB nötig. Hier musste C das Auto jedoch bei Q abholen. Daher hätte gemäß § 295 S. 1 Alt. 2 BGB ein wörtliches Angebot des Q genügt. Ein wörtliches Angebot des Q an C ist jedoch nicht erfolgt. Das Angebot ist allerdings gemäß § 296 S. 1 BGB entbehrlich, wenn für die vorzunehmende Handlung des Gläubigers (Abholen des Autos) eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist. Für das Abholen des Autos hatten Q und C den 19.06. bestimmt. Es bedurfte somit nicht einmal eines wörtlichen Angebots. Eine Annahme der Leistung durch C (am. 19.06.) hat nicht stattgefunden. Folglich befand sich C spätestens mit Ablauf des 19.06. im Annahmeverzug gemäß § 293 BGB. Da Q zu dieser Zeit noch in der Lage war, das Auto zu übergeben und zu übereignen, ist der Annahmeverzug auch nicht nach § 297 BGB ausgeschlossen.
b) Nichtvertretenmüssen des Q

Q dürfte die Zerstörung des Autos nicht zu vertreten haben, § 326 Abs. 2. S. 2 Alt. 2 BGB. Nach § 276 Abs. 1 S. 1 BGB hat der Schuldner grundsätzlich Vorsatz und Fahrlässigkeit zu vertreten. Fahrlässig handelt gemäß § 276 Abs. 2 BGB, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht lässt.

Q hatte hier die Handbremse nicht gezogen und alle Gänge ausgekuppelt. Durch dieses Verhalten hat er die Zerstörung durch den Scherz der Betrunken ermöglicht. Üblicherweise werden zur Verhinderung des Wegrollens des Autos nach dem Anhalten selbst bei ebener Straße entweder die Handbremse gezogen oder ein Gang eingelegt. Q hat jedoch beides nicht getan und somit fahrlässig gehandelt.
Da C sich im Zeitpunkt der Zerstörung des PKW (20.05.) im Annahmeverzug befand, gilt für Q jedoch die Haftungsprivilegierung des § 300 Abs. 1 BGB. Danach hat der Schuldner während des Gläubigerverzugs nur Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit zu vertreten. Da Q die Zerstörung des Autos nicht vorsätzlich herbeigeführt hat, stellt sich die Frage, ob er das Leistungshindernis grob fahrlässig verursacht hat. Grob fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt in besonderem Maße missachtet. Die Uferstraße weist laut Sachverhalt kein Gefälle auf. Dass Q also seine Sorgfalt in besonderem Maße verletzt hat, ist nicht erkennbar. Es ist nicht in besonderem Maße fahrlässig, auf einer ebenen Straße das Auto nicht genug gegen das Wegschieben geschützt zu haben.
 Dass Q damit rechnen musste, dass das Auto von angetrunkenen Passanten in den See geschoben werden würde, ist nicht ersichtlich. Q handelte somit nicht grob fahrlässig und hat damit das Unmöglichwerden seiner Leistung im Zeitpunkt des Annahmeverzugs nicht zu vertreten. 
c) Zwischenergebnis

Gemäß § 326 Abs. 2 S. 1 Alt. 2 BGB bleibt der Anspruch des Q aus § 433 Abs. 2 BGB bestehen.

3. Erlöschen des Anspruchs durch Rücktritt des C wegen Unmöglichkeit (§§ 346 Abs. 1, 326 Abs. 5 BGB)
Der Anspruch auf Kaufpreiszahlung könnte jedoch infolge Rücktritts des C vom Kaufvertrag ausgeschlossen sein, da ein wirksamer Rücktritt das ursprüngliche Schuldverhältnis in ein Rückgewährschuldverhältnis umwandelt, vgl. § 346 Abs. 1 BGB. Ein Rücktritt setzt einen Rücktrittsgrund und eine Rücktrittserklärung voraus. Zudem darf der Rücktritt nicht ausgeschlossen sein.
a) Rücktrittsgrund
Wegen der Unmöglichkeit der Leistung ergibt sich für C ein Rücktrittsgrund aus § 326 Abs. 5 Hs. 1 BGB. Einer Fristsetzung zur Leistungserbringung gemäß § 323 Abs. 1 BGB bedurfte es nach § 326 Abs. 5 Hs. 2 BGB nicht.
b) Rücktrittserklärung

C müsste gegenüber Q den Rücktritt erklärt haben, § 349 BGB. Die Rücktrittserklärung ist eine einseitige, empfangsbedürftige Willenserklärung, durch die der Erklärende zum Ausdruck bringt, dass die gegenseitigen Leistungspflichten gegenstandslos sein sollen und das gegebenenfalls bereits Geleistete rückabgewickelt werden soll. C hat dies (konkludent) zum Ausdruck gebracht, indem er gegenüber Q erklärt hat, kein Interesse mehr an dem Auto zu haben. Eine Rücktrittserklärung liegt somit vor.
c) Kein Ausschluss des Rücktritts
Der Rücktritt darf nicht ausgeschlossen sein. Nach § 326 Abs. 5 Hs. 2 BGB i.V.m. § 323 Abs. 6 Alt. 2 BGB ist der Rücktritt ausgeschlossen, wenn der Gläubiger (also C) sich bei Eintritt des zum Rücktritt berechtigenden Umstands im Gläubigerverzug befindet und der Schuldner diesen Umstand nicht zu vertreten hat. Diese Voraussetzungen sind - wie zuvor geprüft - erfüllt. Der Rücktritt ist daher ausgeschlossen.
4. Zwischenergebnis

Der Anspruch des Q gegen C auf Kaufpreiszahlung ist weder gemäß § 326 Abs. 2 S. 1 Alt. 2 BGB noch infolge Rücktritts gemäß §§ 326 Abs. 5, 323, 346 Abs. 1 BGB untergegangen, sondern besteht weiterhin.
III. Anspruch durchsetzbar

Der Anspruch ist auch durchsetzbar. Einreden sind nicht ersichtlich.

IV. Ergebnis

Q kann somit die Zahlung des Kaufpreises in Höhe von 75.000 € von C gemäß § 433 Abs. 2 BGB verlangen.

B. Anspruch C gegen Q auf Schadensersatz aus §§ 280 Abs. 1, 3, 283 BGB in Höhe von 500 €

C könnte einen Anspruch gegen Q auf Schadensersatz aus §§ 280 Abs. 1, 3, 283 BGB in Höhe von 500 € haben.

I. Schuldverhältnis

Voraussetzung ist zunächst das Vorliegen eines Schuldverhältnisses. Ein solches ist durch den Kaufvertrag zwischen Q und C zustande gekommen.
II. Pflichtverletzung
Q müsste in Form der nachträglichen Unmöglichkeit eine Pflichtverletzung begangen haben. Wie gezeigt ist es dem Q i.S.d. § 275 Abs. 1 BGB unmöglich, die geschuldete Leistung zu erbringen. Es handelt sich dabei nicht um anfängliche (§ 311a BGB), sondern um nachträgliche Unmöglichkeit, da das Fahrzeug erst am 20.05 und damit nach Abschluss des Kaufvertrags zerstört wurde.
III. Vertretenmüssen

Q müsste die Unmöglichkeit zu vertreten haben. Wie gezeigt richtet sich die Haftung des Q nach § 300 Abs. 1 BGB. Da er weder vorsätzlich noch grob fahrlässig handelte, hat er die Unmöglichkeit nicht zu vertreten. Damit kann auch die Vermutungswirkung des § 280 Abs. 1 S. 2 BGB widerlegt werden, so dass Q die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. 
IV. Ergebnis

Ein Schadensersatzanspruch des C gegen Q aus §§ 280 Abs. 1, 3, 283 BGB besteht nicht.
Frage 2

C. Anspruch A gegen Q auf Rückgewähr des Aston Martin DB 5 gemäß § 346 Abs. 1 BGB
A könnte gegenüber Q einen Anspruch auf Rückgewähr des Aston Martin DB 5 gemäß § 346 Abs. 1 BGB haben.

I. Wirksamer Rücktritt der A

Dazu müsste die A wirksam von ihrem Vertrag zurückgetreten sein. 
1. Rücktrittsgrund, § 323 Abs. 1 BGB
Ein Rücktrittsgrund der A könnte sich aus § 323 Abs. 1 BGB (gesetzliches Rücktrittsrecht) ergeben. 
a) Gegenseitiger Vertrag

Voraussetzung dafür ist zunächst ein gegenseitiger Vertrag. A hatte mit Q einen Vertrag geschlossen. Aufgrund der im Vertrag enthaltenen Bestimmungen (§ 1: Pflicht zur Übereignung; § 2: Pflicht zur Zahlung eines Geldbetrags) handelt es sich um einen Kaufvertrag, § 433 BGB. Dass die konkrete Kaufpreishöhe bei Vertragsschluss noch nicht feststand, ist unschädlich. Ausreichend ist nämlich die Bestimmbarkeit des Kaufpreises. Diese ergibt sich vorliegend daraus, dass durch die Bezugnahme auf die Flugausbildungskosten ein objektiver Bestimmungsfaktor für den Kaufpreis besteht.
 Ein wirksamer gegenseitiger Vertrag liegt somit vor. 
b) Verletzung einer fälligen und durchsetzbaren Leistungspflicht durch den Schuldner

Q dürfte weiter gemäß § 323 Abs. 1 BGB die fällige Leistung nicht vertragsgemäß erbracht haben. Q hat hier die fällige Forderung aus § 433 Abs. 2 BGB in Höhe von 30.000 € an A nicht gezahlt. Die Forderung war auch im Übrigen durchsetzbar. Q hat die fällige und durchsetzbare Pflicht zur Kaufpreiszahlung verletzt.
c) Erfolgloser Ablauf einer angemessenen Nachfrist
Schließlich müsste A dem Q eine angemessene Frist zur Erfüllung seiner Pflicht gesetzt haben, die erfolglos abgelaufen ist. Eine Fristsetzung ist die Aufforderung zur Bewirkung einer bestimmten Leistung nach Fälligkeit binnen einer hinreichend bestimmten Frist. Eine solche Aufforderung hat A dem Q zukommen lassen, indem sie ihn aufforderte, die 30.000 € innerhalb von zwei Wochen zu zahlen. Dieser Zeitraum ist für die Bewirkung der Leistung angemessen. Die Frist ist zudem erfolglos abgelaufen, da Q nicht bezahlt hat.

d) Zwischenergebnis

Ein Rücktrittsgrund i.S.d. § 323 Abs. 1 BGB ist gegeben.

2. Rücktrittserklärung

Indem A dem Q geschrieben hat, sie wolle die Vereinbarung rückgängig machen, hat sie zumindest konkludent eine Rücktrittserklärung nach § 349 BGB abgegeben.
3. Kein Ausschluss des Rücktritts
Der Rücktritt ist nicht gemäß § 323 Abs. 5, 6 BGB ausgeschlossen. 
4. Zwischenergebnis

A ist vom Vertrag mit Q zurückgetreten. Q müsste demzufolge gemäß § 346 Abs. 1 BGB den Aston Martin an A zurückgewähren, also übergeben und rückübereignen.
II. Rechtsvernichtende Einwendung: § 275 Abs. 1 BGB

Allerdings ist der Pkw zerstört, so dass es dem Q unmöglich ist, den Anspruch aus § 346 Abs. 1  zu erfüllen. Der Anspruch ist daher gemäß § 275 Abs. 1 BGB ausgeschlossen.

III. Ergebnis

A hat folglich keinen Anspruch gegenüber Q aus § 346 Abs. 1 BGB auf Rückgewähr des Aston Martin. 

D. Anspruch  A gegen Q auf Wertersatz gemäß § 346 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 BGB
A könnte gegen Q einen Anspruch auf Wertersatz gemäß § 346 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 BGB haben.
I. Voraussetzungen des § 346 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 BGB

Das setzt voraus, dass der empfangene und nun zurückzugewährende Gegenstand sich verschlechtert hat oder untergegangen ist, § 346 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 Hs. 1 BGB. Untergang bedeutet die vollständige Vernichtung der Sachsubstanz. Die völlige Zerstörung des Wagens stellt eine solche Vernichtung der Sachsubstanz dar. Der Wagen ist somit untergegangen, so dass A grundsätzlich nach § 346 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 Hs. 1 BGB ein Anspruch auf Wertersatz gegen Q zusteht. 
II. Kein Ausschluss des Wertersatzes

Die Pflicht zum Wertersatz dürfte nicht gemäß § 346 Abs. 3 S. 1 BGB ausgeschlossen sein. Einzig in Betracht kommt der Ausschlussgrund des § 346 Abs. 3 S. 1 Nr. 3 BGB. Voraussetzung hierfür ist, dass der Untergang der Sache bei Q eingetreten ist, obwohl dieser diejenige Sorgfalt beobachtet hat, die er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. Da Q gewöhnlich die Handbremse anzog, dies jedoch am 19.06 unterließ, hat er gerade nicht die eigenübliche Sorgfalt (§ 277 BGB) beachtet. Der Anspruch auf Wertersatz ist nicht gemäß § 346 Abs. 3 S. 1 BGB ausgeschlossen.
III. Höhe des Wertersatzes

Fraglich ist, in welcher Höhe Q Wertersatz zu leisten hat. In Betracht kommt der objektive Verkehrswert des Autos (70.000 €), die im Vertrag bezifferte Gegenleistung von 60.000 € für die Flugausbildung oder die tatsächlich entstandenen Aufwendungen i.H.v. 40.000 €. 

1. Ausgangspunkt: § 346 Abs. 2. S. 2 Hs. 1 BGB: Berechnung des Wertersatzes anhand der Gegenleistung

Gemäß § 346 Abs. 2 S. 2 Hs. 1 BGB ist die Gegenleistung bei der Berechnung des Wertersatzes zu Grunde zu legen. Demzufolge könnte A nicht den objektiven Verkehrswert des Wagens i.H.v. 70.000 € geltend machen. Fraglich ist demnach nur, ob von einer Gegenleistung i.H.v. 60.000 € oder 40.000 € auszugehen ist. 

Für das Abstellen auf die 60.000 € könnte sprechen, dass § 346 Abs. 2 S. 2 BGB an die im Vertrag „bestimmte“ Gegenleistung anknüpft, im Vertrag zwischen Q und A aber nicht die tatsächlich entstandenen Aufwendungen i.H.v. 40.000 € genannt, sondern die Gegenleistung mit ca. 60.000 € beziffert war. Für diese Sichtweise streitet zudem der in § 346 Abs. 2 S. 2 BGB zum Ausdruck gekommene gesetzgeberische Wille, wonach die Parteien an der vertraglichen Bewertung von Leistung und Gegenleistung (vertragliches Äquivalenzinteresse) auch im Falle des Rücktritts festgehalten werden sollen. Dann ist es nur folgerichtig, zur Bewertung der Gegenleistung auf den Zeitpunkt des Vertragsschlusses abzustellen.
  
Hiergegen spricht jedoch, dass der Wortlaut des § 346 Abs. 2. S. 2 BGB nur die Bestimmung einer Gegenleistung im Vertrag voraussetzt und somit nicht verlangt, dass im Vertrag auch der genaue Geldwert der Gegenleistung bestimmt ist. Ausreichend ist vielmehr die Bestimmbarkeit des Geldwertes. A und Q hatten sich im Vertrag darauf geeinigt, dass Q als Gegenleistung für die Übereignung des Autos alle Aufwendungen für die Flugausbildung der A zu tragen hat. Damit war der Geldwert der Gegenleistung bestimmbar. Mit Abschluss der Flugausbildung hat sich dieser Wert auf 40.000 € konkretisiert und ist damit gemäß § 346 Abs. 2 S. 2 BGB für die Berechnung des Wertersatzes maßgebend.

Demzufolge könnte A von Q nach § 346 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 BGB Wertersatz nur i.H.v. 40.000 € verlangen.
Teleologische Reduktion des § 346 Abs. 2 S. 2 Hs. 1 BGB

Sinn und Zweck des Rücktrittsrechts könnten jedoch gegen dieses Ergebnis sprechen. Durch den Rücktritt soll nämlich die vor dem Vertragsschluss bestehende Rechtslage wiederhergestellt werden. Dem widerspricht es grundsätzlich, das vertragliche Äquivalenzinteresse bei der Berechnung des Wertersatzes zugrunde zu legen. Jedenfalls dann, wenn der Rückgewährschuldner (Q) den Rücktritt durch Zahlungsverzug verursacht hat, erscheint es angemessen, auf den objektiven Wert des Gegenstandes, für den Wertersatz verlangt wird, abzustellen, wenn dieser höher ist als der Wert der Gegenleistung. Dem Rückgewährgläubiger (A) soll dadurch ermöglicht werden, dass er durch den Rücktritt die Nachteile aus dem geschlossenen Vertrag rückgängig machen kann. Ansonsten würde der Rücktritt zum „stumpfen Schwert“, weil der Anspruch auf Wertersatz genauso hoch wie der Kaufpreisanspruch und der Rücktritt damit sinnlos wäre.
Um den Wortlaut des § 346 Abs. 2. S. 2 Hs. 1 BGB zu überwinden, wird daher für die zuvor beschriebene Konstellation von Teilen des Schrifttums eine teleologische Reduktion der Vorschrift befürwortet. Der Wertersatz soll sich dann nach dem die Gegenleistung übersteigenden objektiven Verkehrswert des Leistungsgegenstandes bestimmen. Vorliegend würde sich die Höhe des Wertersatzes nach dem Wert des Autos richten, also 70.000 € betragen.
Gegen diese Vorgehensweise spricht zwar für sich genommen nicht der eindeutige Wortlaut des § 346 Abs. 2 S. 2 BGB. Denn durch eine teleologische Reduktion soll der Wortlaut einer Norm gerade überwunden werden. Allerdings darf eine teleologische Reduktion nicht gegen den Willen des Gesetzgebers verstoßen. Der Gesetzgeber hat sich jedoch bewusst dazu entschieden, zur Berechnung des Wertersatzes auf den Wert der Gegenleistung und nicht auf den objektiven Verkehrswert abzustellen. Letzterer soll nach dem gesetzgeberischen Willen nur dann maßgeblich sein, wenn es an einer Bestimmung der Gegenleistung durch die Parteien fehlt.

Es entspricht daher der gesetzgeberischen Intention, dass der Käufer als Rückgewährschuldner beim Wertersatz begünstigt wird, wenn der Kaufpreis hinter dem objektiven Wert der Sache zurückbleibt.

Somit ist eine teleologische Reduktion des § 346 Abs. 2 S. 2 BGB abzulehnen.
 

IV. Ergebnis

A hat gegen Q einen Anspruch auf Wertersatz in Höhe von 40.000 €.

E. Anspruch A gegen Q auf Schadensersatz gemäß §§ 346 Abs. 4, 280 Abs. 1, 3, 283 BGB

In Betracht kommt des Weiteren ein Schadensersatzanspruch der A gegen Q nach §§ 346 Abs. 4, 280 Abs. 1, 3, 283 BGB wegen der Zerstörung des Wagens. Voraussetzung dafür ist die Verletzung einer Pflicht aus § 346 Abs. 1 BGB, vorliegend also die Verletzung der Rückgewährpflicht. Fraglich ist jedoch, ab wann diese Pflicht verletzt werden kann. Nach einer Auffassung kann Schadensersatz gemäß § 346 Abs. 4 BGB erst ab der Entstehung der Rückgewährpflicht aus § 346 Abs. 1 BGB, also ab Erklärung des Rücktritts, verlangt werden.
 Da Unmöglichkeit in Form der Zerstörung des Wagens schon vor der Erklärung des Rücktritts eingetreten ist, fehlt es demnach an einer Verletzung der Rückgewährpflicht aus § 346 Abs. 1 BGB, so dass ein Schadensersatzanspruch der A nach §§ 346 Abs. 4, 280 Abs. 1, 3, 283 BGB gegen Q von vornherein ausscheidet.
Nach anderer Auffassung soll auch ein Verhalten des (späteren) Rückgewährschuldners, das zeitlich vor der Rücktrittserklärung liegt, zu einer Schadensersatzverpflichtung nach § 346 Abs. 4 BGB führen können.
 Die relevante Pflichtverletzung bestehe beim Untergang der Sache darin, dass die Rückgewährpflicht aus § 346 Abs. 1 BGB nicht erfüllt werden könne. Davon ausgehend hätte Q die Pflicht aus § 346 Abs. 1 BGB verletzt. Allerdings wird von den Vertretern dieser Auffassung das Vertetenmüssen des Rückgewährschuldners kategorisch ausgeschlossen, wenn die Verschlechterung oder der Untergang der Sache zu einer Zeit eingetreten ist, in der der Rückgewährschuldner von dem Rücktrittsgrund weder Kenntnis noch fahrlässige Unkenntnis hatte. Da Q im Zeitpunkt der Zerstörung des Pkw keine Anhaltspunkte für einen etwaigen Rücktritt der A hatte, fehlt es am Vertretenmüssen, so dass im Ergebnis ein Anspruch aus §§ 346 Abs. 4, 280 Abs. 1, 3, 283 BGB nicht besteht. Da beide Ansichten zum selben Ergebnis kommen, ist ein Streitentscheid nicht erforderlich.
A hat gegen Q keinen Anspruch auf Schadensersatz gemäß §§ 346 Abs. 4, 280 Abs. 1, 3, 283 BGB.
F. Anspruch der A auf Schadensersatz gemäß §§ 280 Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB 
A könnte wegen der Zerstörung des Wagens ferner einen Schadensersatzanspruch gegen Q aus §§ 280 Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB haben. 

I. Schuldverhältnis

Ein Schuldverhältnis liegt zwischen A und Q in Form eines Kaufvertrags vor. 
II. Pflichtverletzung

Fraglich ist jedoch, worin eine Pflichtverletzung des Q zu sehen sein soll. Die Vertreter, die die Anwendbarkeit des § 346 Abs. 4 BGB erst für den Zeitraum bejahen, nachdem der Rücktritt erklärt wurde, gehen auch vor Rücktrittserklärung von einer „vorgreiflichen Rücksichtnahmepflicht“ i.S.d. § 241 Abs. 2 BGB aus. Danach hat jede Partei im Hinblick auf die sich aus einem zukünftigen Rücktritt ergebenden Rechtsfolgen Rücksicht auf die Interessen der anderen Partei zu nehmen. Daraus folgt auch die Pflicht zum sorgfältigen Umgang mit dem Leistungsgegenstand (hier dem Auto). Allerdings besteht beim gesetzlichen Rücktrittsrecht eine solche Rücksichtnahmepflicht i.S.d. § 241 Abs. 2 BGB erst, wenn die Umstände eingetreten sind, die zum Entstehen des Rücktrittsrechts führen. Solange die Parteien nicht mit einem Rücktritt rechnen müssen, besteht für sie keine Veranlassung, sorgfältig mit dem erhaltenen Leistungsgegenstand umzugehen und dadurch die Interessen des Vertragspartners zu wahren. 

Die Umstände, die zum Rücktrittsrecht der A führten (fehlende Zahlung des Q) traten erst nach der Zerstörung des Wagens ein. Zu diesem Zeitpunkt bestand daher keine Rücksichtnahmepflicht des Q gegenüber A, so dass keine Pflichtverletzung gegeben ist.
III. Ergebnis

Mangels Pflichtverletzung besteht kein Anspruch der A gegen Q aus §§ 280 Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB.

G. § 823 Abs. 1 BGB

Ein Anspruch aus § 823 Abs. 1 BGB kommt ebenfalls nicht in Betracht. Der Pkw stand bei der Zerstörung im Eigentum des Q. 

H. Ergebnis 

A hat einen Anspruch gegen. Q gemäß § 346 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 i.V.m. § 346 Abs. 2 S. 2 BGB auf Wertersatz in Höhe von 40.000 €. Schadensersatzansprüche der A gegen Q bestehen nicht.

� So Bitter, ZIP 2007, 1881 (1886 ff.).


� Anders verhält es sich, wenn die Straße ein Gefälle aufweist, OLG Karlsruhe NJW-RR 2007, 830 f.


� Siehe zum Ganzen BeckOK/Faust, BGB, Edition 23, § 433 Rn. 53.


� Faust, JuS 2009, 271 (274).


� So BGH NJW 2009, 1068 (1069).


� Vgl. zur ganzen Diskussion: BGH NJW 2009, 1068 (1070) m. Anm. Witt; Faust, JuS 2009, 271 ff.; Gsell, LMK 2009, 276149 (abzurufen bei beck-online).


� Faust, JuS 2009, 271 (272).


� Siehe MünchKomm/Gaier, BGB6, § 346 Rn. 60 ff.
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